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Sachstand der Umsetzung der Föderalen Modernisierungsagenda von Bund und Län-
dern in Nordrhein-Westfalen III - Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung im Rah-
men der Staatsmodernisierung 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Unser Land muss auch in seiner föderalen Struktur erneut beweisen, dass wir gemeinsam die 
Kraft und die Fähigkeiten zu einer grundlegenden Erneuerung und Modernisierung unseres 
Staates besitzen. Der Bund und die Regierungsspitzen der Länder haben vor einem Jahr den 
gemeinsamen Beschluss gefasst, eine Föderale Modernisierungsagenda zu erarbeiten, die 
Maßnahmen enthalten soll, mit denen staatliche Verwaltung und öffentliche Organisation 
grundlegend und übergreifend erneuert und verschlankt werden sollen. Ziel der Modernisie-
rung soll sein, schneller, digitaler und handlungsfähiger zu sein – zum Wohle der Bürgerinnen 
und Bürger, der Wirtschaft und der Verwaltung. „Wohlstand, Sicherheit und gesellschaftlichen 
Zusammenhalt wird es dauerhaft nur in einem Staat geben, der sich selbst als veränderungs- 
und anpassungsfähig erweist und seiner Strukturen immer wieder erneuert und modernisiert.“, 
heißt es in dem Beschluss1 der Regierungsspitzen.  
In der im Dezember 2025 von den Regierungschefinnen und Regierungschefs von Bund und 
Ländern verabschiedeten gemeinsamen föderalen Modernisierungsagenda sind rund 200 
konkrete Maßnahmen zur Modernisierung von Staat und Verwaltung aufgeführt.  
Nordrhein-Westfalen hat die Vereinbarung mitgetragen und wiederholt den Anspruch formu-
liert, bei der Staatsmodernisierung eine Vorreiterrolle einzunehmen. Vor einigen Tagen ist die 
Landesregierung NRW zu einem eigenen “Entlastungskabinett” zusammen gekommen, für ei-
nen klaren Kurswechsel: mehr Vertrauen, weniger Kontrolle, schnellere Verfahren und mehr 
Freiraum für pragmatische Lösungen. Wir Freien Demokraten unterstützen dabei den Leitge-
danken des Entlastungskabinetts ausdrücklich: „Der Staat soll den Menschen wieder mehr 
vertrauen. Deshalb setzt Nordrhein-Westfalen auf eine Beweislastumkehr. Künftig muss nicht 
mehr der Abbau von Bürokratie gerechtfertigt werden, sondern das Festhalten an bestehen-
den Vorgaben. Was nicht zwingend notwendig ist, entfällt.“ 
Ein wesentliches Ziel der föderalen Modernisierungsagenda ist der Abbau bürokratischer Be-
lastungen für Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen sowie der öffentlichen Verwaltung. Dazu 
gehören insbesondere die Reduzierung von Berichts-, Dokumentations- und Nachweispflich-
ten sowie die Vereinfachung bestehender Rechtsvorschriften. 

 
1 https://bmds.bund.de/fileadmin/BMDS/Dokumente/2025-12-04-mpk-staatsmodernisierung-
data_CDR.pdf (letzter Zugriff: 02.07.2026) 
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Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, Internationales sowie Medien des 
Landes Nordrhein-Westfalen und Chef der Staatskanzlei hat die Kleine Anfrage 8329 mit 
Schreiben vom 31. Juli 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit der Ministerin 
für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie beantwortet. 
 
 
Vorbemerkung der Landesregierung 
 
Mit der Föderalen Modernisierungsagenda haben der Bundeskanzler und die Regierungsche-
finnen und Regierungschefs der Länder mehr als 200 konkrete und mit Fristen versehene 
Maßnahmen vereinbart: Für eine digitale Verwaltung, schnellere Genehmigungen, einfachere 
Förderverfahren, schlankere Strukturen und weniger Berichts- und Schriftformerfordernisse. 
Bund und Länder haben sich auf diese Maßnahmen geeinigt, um Erleichterungen für die Bür-
gerinnen und Bürger zu erreichen, die Wirtschaft zu stärken und den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt zu fördern.  
  
Die Landesregierung hat Anfang des Jahres einen aus der Staatskanzlei gesteuerten ressort-
übergreifenden Umsetzungsprozess gestartet. Mit ihrem Entlastungskabinett Anfang Mai hat 
die Landesregierung eine Reihe zentraler Vorhaben auf den Weg gebracht, die am 15. Juli 
2026 beim Landtag eingebracht wurden. Hierzu gehören das Zweite Gesetz zur Entlastung 
von Bürgern und Wirtschaft in NRW - Aufhebung von Berichts- und Dokumentationspflichten 
zu Lasten der Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen und das Dritte Gesetz zur Entlastung von 
Bürgern und Wirtschaft in NRW - Aufhebung von Schriftformerfordernissen in Nordrhein-West-
falen. 
  
Zugleich betrachtet die Landesregierung die Föderale Modernisierungsagenda nicht isoliert, 
sondern stellt sie bewusst in den Kontext bestehender Landesvorhaben. Dadurch entsteht ein 
integrierter Modernisierungspfad, der föderale Anforderungen und landespolitische Prioritäten 
zusammenführt und Doppelstrukturen vermeidet. 
 
 
1. Welche Berichts-, Dokumentations- oder Nachweispflichten wurden seit Be-

schluss der föderalen Modernisierungsagenda in Nordrhein-Westfalen reduziert 
oder abgeschafft? 

 
Es wird in diesem Zusammenhang auf den Bericht der Landesregierung an den AWIKE für die 
Sitzung am 8. Juli 2026 (Vorlage 18/5309) und die Antwort der Landesregierung auf die Kleine 
Anfrage 8100 (LT-Drs. 18/20492) verwiesen. 
 
 
2. Welche landesrechtlichen Vorschriften wurden seitdem aufgehoben, vereinfacht 

oder entfristet? 
 
3. Welche weiteren Maßnahmen zum Bürokratieabbau befinden sich derzeit in Vor-

bereitung? 
 
Die Fragen 2 und 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.  
 
Wie bereits ausgeführt betrachtet die Landesregierung die Föderale Modernisierungsagenda 
nicht isoliert, sondern stellt sie bewusst in den Kontext bestehender Landesvorhaben und 
nimmt die Umsetzung im Rahmen dieser Gesetzesvorhaben vor. Die Landesregierung führt 
keine Statistik oder „Neuzählung“ von Gesetzesvorhaben seit Beschluss der föderalen 
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Modernisierungsagenda, sondern setzt diese im Gesamtzusammenhang eines einheitlichen 
Modernisierungsprozesses um.  
Es wird im Übrigen die Kenntnis des Inhalts der seit Beschluss der Föderalen Modernisie-
rungsagenda beim Landtag beschlossenen Gesetze vorausgesetzt (Art. 66 Satz 1 Verf NRW).  
 
Die Landesregierung orientiert sich bei der Umsetzung der Föderalen Modernisierungsagenda 
an den dort vorgegebenen Fristen. Derzeit werden insbesondere die Maßnahmen der Föde-
ralen Modernisierungsagenda vorbereitet, für die eine Frist zum 31. Dezember 2026, 30. Juni 
2027 und 31. Dezember 2027 vorgegeben ist. 
 
 
4. Welche Entlastungswirkungen für Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen sowie 

die Verwaltung erwartet die Landesregierung aus den bislang umgesetzten Maß-
nahmen? 

 
Durch das Gesetz zur Aussetzung von landesrechtlichen Berichts- und Dokumentationspflich-
ten zu Lasten der Wirtschaft in Nordrhein-Westfalen sollen Unternehmen von bürokratischen 
Pflichten entlastet werden. Im Zusammenwirken mit der vom Bund umzusetzenden Reduzie-
rung der bundesrechtlichen Berichts- und Dokumentationspflichten zu Lasten der Wirtschaft, 
ist hier von einer spürbaren Entlastung für Unternehmen in NRW auszugehen. 
Das Gesetz zur Aufhebung von Schriftformerfordernissen in Nordrhein-Westfalen wird sowohl 
für Bürgerinnen und Bürger, als auch die Verwaltung zu einer spürbaren Entlastung führen. 
Mit Inkrafttreten des Gesetzes zum 1. Januar 2027 sollen sämtliche nicht zwingend erforderli-
chen landesrechtlichen Schriftformerfordernisse abgeschafft werden. Dadurch wird der Ge-
schäftsverkehr zwischen Bürgern und Verwaltung weitestgehend elektronisch, z.B. in Form 
von E-Mails, erfolgen. Das Ausdrucken und Versenden von Formularen auf dem Postweg sol-
len dadurch in der Regel entfallen. 
 
 
5. Nach welchen Kennzahlen misst die Landesregierung den Erfolg ihrer Bürokratie-

abbau- und Modernisierungsmaßnahmen? 
 
Grundsätzlich können Kennzahlen Orientierung und Transparenz bieten, ihre Aussagekraft ist 
jedoch auch sehr begrenzt, da Aussagen über konkrete Entlastungseffekte sowohl für Bürge-
rinnen und Bürger als auch Unternehmen nur schwer zu beziffern sind. 
Zum einen ist dies darin begründet, dass die Maßnahmen sich in vielerlei Hinsicht unterschei-
den, u.a. in Bezug auf ihre Zielsetzungen, Wirkungsebenen, Zeithorizonte und Zuständigkei-
ten. Darüber hinaus wirken die Maßnahmen nicht isoliert, sondern im Zusammenspiel mit an-
deren Vorhaben, von denen ein nicht unerheblicher Teil durch den Bund umzusetzen ist. 
Die Erfahrung hat zudem gezeigt, dass allein die Erhebung der Umsetzungsstände der von 
den Fachressorts umzusetzenden Maßnahmen zum Bürokratieabbau erheblichen Aufwand 
erzeugt und damit Personal- und Zeitressourcen bindet. Eine darüberhinausgehende Erhe-
bung, Aufbereitung und Auswertung entsprechender Daten würde einen Aufwand bedeuten, 
der vor dem Hintergrund des Bürokratieabbaus und der knappen Personalressourcen kaum 
zu rechtfertigen wäre. 


